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vorüber, es hat keinen Sinn mehr,

viele Worte darüber zu verlieren",

sagte er. „Wir zeigen heute, dass
Schengen vom Virus nicht besiegt
wurde, dass Schengen wieder zum
Leben erwacht." dpa

burg für falsch gehalten habe. „Das
war nicht gut", sagte er und ver-
wies auf 200 000 Grenzgänger.

„Das hat hier sehr, sehr viel Un-

mut provoziert." Man müsse aber
nach vorne schauen. „Das ist jetzt

war". Eine Einschätzung, wie lange
es bis zur kompletten Öffnung des
Schengen-Raums ohne Grenzkont-

rollen dauern könnte, wollte er
nicht abgeben. Das weitere Vor-

gehen hänge von den Fortschritten
bei der Pandemiebekämpfung ab.

„Sollten sich die Dinge verschlech-

tern, wird man möglicherweise
wieder zurückrudern müssen."

Nach vorne blicken

Asselborn machte deutlich, dass -er

die Schließung der Grenze zwi-

schen Deutschland und Luxem-

benkontrollen" durch Streifenwa-

gen geben, hieß es. Die Bürger

würden ein Europa mit Grenzen
nicht mehr verstehen, meinteMaas.

Ziel sei es, „dass am Schluss Eu-

ropa wieder das ist, was es mal

Rheinland-Pfalz - sollen bis zum 15.

Juni fortgesetzt werden, aber in ge-

lockerter Form: Es dürfen künftig
wieder alle Übergänge genutzt
werden. Statt dauerhaften Kont-

rollen werde es dort „Stichpro-

Schengen/Perl. Der deutsche Au-

ßenminister Heiko Maas hat die
Öffnung der Grenze zu Luxem-

burg als wichtiges Zeichen für ei-
ne schrittweise Normalisierung des
Reiseverkehrs in Europa gewür-
digt. „Europa lebt davon, dass es

ein Europaohne Grenzen ist", sag-

te Maas auf der Moselbrücke zwi-
schen dem deutschen Perl und dem
luxemburgischen Schengen. Dort

traf der SPD-Politiker am Samstag

Luxemburgs Außenminister Jean
Asselborn. Wegen der Corona-

Pandemie waren zwei Monate lang
mehr als ein Dutzend Übergänge

gesperrt gewesen - der Verkehr
war über überwachte Übergänge

gelenkt worden.
Die Öffnung der Grenze zu Lu-

xemburg markiert den Beginn der

schrittweisen Aufhebung der
Kôntrollen, die im März zur Ein-

dämmung der Pandemie an den
Übergängen zu den Nachbarlän-

dern eingeführt worden waren. Die

Grenzkontrollen zu Frankreich - ob
im Saarland oder im Süden von

Seit vergangenem Samstag sind die Grenzen zwischen Luxemburg und Deutschland wieder offen

Erleichterung an der deutsch-luxemburgischen Grenze nach Wegfall der Kontrollen

Schengen/Perl/Wasserbillig. An der
Grenze zu Luxemburg endeten die
Kontrollen, die Deutschland Mitte

März eingeführt hatte, am Freitag
um Mitternacht. „Europa lebt da-
von, dass es ein Europa ohne
Grenzen ist", sagte der deutsche
Außenminister Heiko Maas am

Samstag bei einem Treffen mit sei-
nem luxemburgischen Amtskolle-
gen jeanAsselborn an der Grenze
auf der Moselbrücke zwischen
dem deutschen Perl und dem lu-
xemburgischen Schengen. Assel-
born bekräftigte: „Wir zeigen heu-
te, dass Schengen vom Virus nicht

besiegt wurde, dass Schengen wie-
der zum Leben erwacht."

Diesseits wie jenseits der Gren-

ze zeigen sich die Bürger erleich-
tert. Spaziergänger, Jogger, Rad-

und Autofahrer profitierten von
der wiedererlangten Freiheit. In

Wasserbillig etwa standen die

Fahrzeuge an den Tankstellen
Schlange, zahlreiche Menschen
waren gekommen, um sich mit
Kraftstoff, Kaffee oder Zigaretten
einzudecken. Andere wiederum
genossen es, grenzüberschreiten-
de Ausflüge zu unternehmen. In

Echternacherbrück (D) waren es
die Luxemburger, die die Geschäf-
te aufsuchten. dpa/DL/nas



Seit Samstag ist die Grenze zu

Deutschland wieder geöffnet.
Außenminister JeanAsselborn traf

sich zu diesem Anlass mit seinem

deutschen Amtskollegen in

Schengen.

Nach fast zwei Monaten sind die Grenzen zu Deutschland ohne Kontrollen zugänglich

Von Nadine Schartz

Wasserbillig/Echternacherbrück (D).

Stoßstange an Stoßstange schlän-
geln sich seit Samstag die Autos

durch den Grenzort Wasserbillig.
Ein Bild, das vor der Schließung
der Grenzen Normalität war. In

den vergangenen acht Wochen

aber war das Verkehrsaufkommen

in der Grand-Rue und der Rue de
Luxembourg in Richtung Tank-

stellen deutlich geringer gewor-

den. Der gewohnte Tanktouris-

mus blieb aus.
„Nun ist es wieder vorbei mit

der Ruhe", meint eine Einwohne-
rin am Samstagvormittag und zeigt
auf die Blechlawine. „Ich hatte
mich schon daran gewöhnt, dass
man hier wieder frei durchatmen
konnte", erklärt sie weiter. Nichts-
destotrotz sei es gut, dass man die
Grenzen nun wieder ohne die

strengen Kontrollen passieren
könne.

Dieser Meinung ist auch Wolf-
gang Raab aus Trier (D): „Endlich

kann ich meine gewohnte Radtour
über Wasserbillig und Grevenma-

cher wieder machen." Die Ent-

scheidung der Politik, die Gren-

zen zu schließen, zeuge von ei-
nem schlechten Verständnis der
deutsch-luxemburgischen Ver-

bindungen. Bekannte aus Niede-
ranven etwa, die wie er aktive Mit-
glieder in einem Fotoclub in Trier
seien, hätte er demnach nicht tref-
fen können. Vor allem aber habe
den Rentner diese große Unge-

wissheit geplagt, wie die Zukunft
aussehen würde. „Endlich können
wir uns nun wieder frei durch
beide Länder bewegen", unter-

streicht er, bevor er sich in Rich-
tung Grevenmacher aufmacht.

Großer Andrang

an den Tankstellen

Während Wolfgang Raab seiner
liebsten Freizeitbeschäftigung
nachgeht, zieht es an den ersten

Tagen nach der Aufhebung der
Grenzkontrollen vor allem deut-
sche Staatsbürger nach Wasser-
billig, um dort ihre Einkäufe zu

aus
berg, Düsseldorf, Mainz oder aus
der nahen Grenzregion, alle haben
das gleiche Ziel: die Tankstellen
oder die Zigarettenläden. Schlan-
ge stehen vor den Geschäften oder
an den Kassen gehört aufgrund des
großen Andrangs denn auch dazu.

„Da wir über 200 Kilometer
entfernt wohnen, kommen wir
alle drei Monate zum Einkaufen
nach Wasserbillig", sagt Hanne-

lore Lehrach. Zu wissen, dass dies

plötzlich nicht mehr möglich war,

sei durchaus beklemmend und be-
drohlich gewesen. Umso schöner
sei es, dass man sich nun ohne
Kontrollen frei zwischen den Län-

dern bewegen könne. „Endlich

können wir wieder Spaziergänge
durch das Ländchen unterneh-
men", freut sich auch Familie Zil-
les aus Köln, die vor der Wande-
rung noch die Gelegenheit nutzt,

ihre Vorräte mit Zigaretten und
Kaffee aufzufüllen.

Deutlich größere Einschrän-
kungen hatte Oliver Kucharski, der
im deutschen Grenzgebiet lebt und
in Luxemburg arbeitet. „Plötzlich
konnte ich meine Freunde, die. hier

leben, nicht mehr besuchen", er-
zählt er, während er sein Auto

betankt. Besonders nervtötend sei

der allabendliche Stau in Richtung
Heimat, der sich wegen der
Grenzkontrollen bildete, gewesen.

„Damit ist ja nun zum Glück end-
lich Schluss", meint er erleichtert.
Vor allem aber fühle es sich
befreiend an, dass die Einschrän-
kungen gelockert wurden.

Wiedersehen
mit der Familie

Während in Wasserbillig vor al-
lem die deutschen Kennzeichen
dominieren, haben in Echterna-
cherbrück (D) die Luxemburger
Kunden die Oberhand. „Wenn wir
in Dillingen auf dem Camping-

platz sind, erledigen wir unsere
Einkäufe normalerweise immer
hier", erzählen Angèle und Mau-

rice Geschwindt aus Lamadelaine.
Doch dies sei nicht das Schlimms-

te: Da ein
eines der Kinder, in Deutschland
leben, sei der Kontakt in den
vergangenenzwei Monatennur via

Telefon möglich gewesen. „Nun
kommt wenigstens ein wenig
Normalität zurück", so ihre

Meinung.
Auch Sylvie Binsfeld- aus Os-

weiler nutzte gleich den ersten

Tag, um über die Grenzbrücke in

Echternach zu fahren und dort
einzukaufen. Auf diesen Monat

habe sie zwar nicht gewartet, woll-
te aber trotzdem davon profitie-
ren, um mal wieder etwas anderes

zu sehen. Vor allem aber sei es po-
sitiv, dass dies überhaupt wieder
möglich ist, gibt Sylvie Binsfeld

weiter zu verstehen. Und fügt hin-
zu: „Seit der Öffnung der Grenzen

haben wir ein Stück Freiheit zu-
rück."

„Ein Gefühl wie in Zeiten

des Zweiten Weltkrieges"

„Die vergangenen Wochen haben
sich angefühlt wie in Zeiten des
Zweiten Weltkriegs. Allein das
Bild mit Polizisten mit Maschi-
nengewehren an der Grenze war
schrecklich", meint ein Rentner

aus Rosport, der gerade seine
Einkäufe in den Wagenpackt. Das

Traurige bei der ganzen Sache aber
sei, dass er seine Tochter, die in

Prüm (D) lebt, während all dieser
Zeit nicht treffen durfte. „Nun

können wir uns endlich wieder-
sehen", freut er sich.

• Endlich können

• wir uns wieder frei
durch beide Länder

bewegen.
Wolfgang Raab, Trier (D)

• Mit der Öffnung• der Grenzen haben

wir ein Stück

Freiheit zurück.

Sylvie Binsfeld aus Osweiler







kunft“, hat Bundespräsident Stein-
meier am 7 . Jahrestag des Kriegs-
endes betont. Diese Maxime sollte
die deutsche Politik, der man an-
sonsten eine vorbildliche Erinne-
rungskultur und Aufarbeitung der
NS-Zeit bescheinigen kann, gerade
gegenüber seinem kleinsten Nach-
barn in allen Situationen beherzi-
gen. Ein solch unsensibles Vorge-
hen, wie in den letzten Wochen,

sollte sich nicht wiederholen. Und
so werden, jetzt, da ins Berliner In-

nenministerium die Vernunft zu-
rückgekehrt ist, wieder die schon
in den letzten Jahrzehnten in der

Grenzregion engagierten und von

der europäischen Idee überzeug-
ten Politiker und Bürger die Basis

für eine Heilung der aufgerissenen
Wunden legen müssen.

Martin Bisenius,
Born

hat und mit denen auch heute die
berlebenden und die vielen

Nachkommen tausender Opfer in

zweiter und dritter Generation le-
ben müssen. In den letzten Wo-

chen verrichtete Deutschland mit
gro em Aufwand schikanierende
Grenzkontrollen, um eine imagi-
näre Gefahr aus Luxemburg abzu-
wehren. Dieses dominante Auftre-
ten empfanden viele Luxemburger
als Affront und Erniedrigung un-
seres Landes. Genau diese neuen
Verletzungen der luxemburgischen
Seele sind gemeint, wenn vom
Wiederaufleben „alter Geschich-
ten“ die Rede ist. Unser Au en-

minister hat also völlig zu Recht auf
die tieferen Ursachen des luxem-
burgischen Unmuts hingewiesen.

„Es gibt keine Erlösung von un-
serer Geschichte, denn ohne Erin-

nerung verlieren wir unsere Zu-

werdende Verärgerung vieler Lu-

xemburger mit dem Aufkommen
„alter Geschichten“ in Zusammen-

hang gebracht. Ihm wurde darauf-
hin, u.a. von einem deutschen Le-

ser in diesen Spalten, vorgeworfen,
die „Nazi-Keule“ hervorzuholen
und die Nazi-Geschichte zu inst-

rumentalisieren. Dem muss ener-

gisch widersprochen werden, denn
Herr Asselborn hat, vor allem an
die Adresse der Hardliner im Ber-

liner Innenministerium, nur das
wiedergegeben, was viele Luxem-

burger in ihrem Innerstenbewegt.
An jenem unheilvollen . 0.Mai

konnten die von Luxemburg
errichteten Grenzsperren nicht
verhindern, dass auf diesen ag ei-

ne fast fünf Jahre dauernde brutale
Unterdrückung folgte, die tiefe
Wunden im kollektiven Gedächt-
nis der Bevölkerung hinterlassen

Die Einsicht kam spät, zu spät: Die
von Deutschland zur Bekämpfung
der Corona-Pandemie angeordne-
ten rigiden Grenzkontrollen zu Lu-

xemburg waren schon seit Wo-

chen eine epidemiologisch sinnlo-
se Ma nahme. rotzdem blieben
alle Interventionen lange nicht nur

erfolglos, sondern schienen sogar

die Verantwortlichen, in ihrem Ei-

fer die Gefahr aus Luxemburg ab-
zuwehren, noch weiter zu moti-
vieren. Und so war es unerträglich,
dass am Europatag und am da-
rauffolgenden . 0.Mai, dem . 0.Jah-
restag der Nazi-Besatzung unseres

Landes, die Grenzkontrollen im-
mer noch in Kraft waren.

Au enminister Asselborn hat
den nationalen Reflex unserer
deutschen Nachbarn als antieuro-
päisch bezeichnet und in einem
ARD-Interview die immer stärker

Nachtrag zu den ährend Wochen geschlossenen deutsch-luxemburgischen Grenzen

Über Sinn und Unsinn von Grenzkontrollen in Zeiten von Corona

Steve Bissen

Als Deutschland vor ei Mona-

ten an der Grenze zum Groß-
herzogtum wieder Polizeikont-

rollen einführte, saß der Schock
tief. Von heute auf morgen wur-

den ohne Vorwarnung grenz-
überschreitende Familien- und

Freundschaftsbande zerschnit-
ten. Hier arbeiten, dort wohnen.

Hier einkaufen, dort sich mit

Freunden und Lebenspartnern
treffen. An welchem Ufer von

Sauer oder Mosel man mit dem
Rad fuhr oder joggte, spielte kei-
ne Rolle. Die Grenze als physi-
sche und mentale Barriere ge-

hörte scheinbar der Vergangen-

heit an. Dies- und jenseits von

Mosel und Sauer lebten die Men-

schen vor Corona im Alltag den
europäischen Traum der grenz-
überschreitenden Zusammenar-

beit und des friedlichen Zusam-

menlebens zum beiderseitigen

Nutzen. Eine symbiotische Bezie-

hung, die zur Normalität wurde.

So ie Luxemburg von den
Grenzgängern profitiert, indem

sie die heimische irtschaft be-
feuern und dem Staat hohe Steu-

ereinnahmen bescheren, so pro-

fitieren Rheinland-Pfalz und das

Saarland von der hohen Kauf-

kraft der Bewohner in den
Grenzregionen. Viele Luxem-

burger haben sich jenseits der

Grenze niedergelassen und sind

dort heimisch geworden. Ihre
Kinder besuchen die örtliche

Schule. Diese Liebesbeziehung
hat in den vergangenen ochen
jedoch arg gelitten. Denn nach
Wochen nervenaufreibender

Polizeikontrollen bleibt trotz der
Aussichten auf eine langfristige
Normalisierung ein mulmiges
Gefühl der Verunsicherung und

der Entfremdung zurück. So wie

wenn der Lebenspartner fremd

geht und sich dann doch dazu

entschließt, zurückzukehren.

Beide Seiten möchten, dass alles
wieder so wie vorher ist, doch ir-

gendetwas bleibt hängen.
Ihrem kostbarsten Gut - der

Bewegungsfreiheit - beraubt, war

die EU-Bürgerschaft von einem

Tag auf den anderen wertlos ge-

worden. Nationalität und Staats-

angehörigkeit rückten in den

Vordergrund. Schon alleine die

Tatsache, mit einem ausländi-

schem Autokennzeichen herum-

zufahren, machte einen verdäch-
tig. Den teils verunsicherten Po-

lizisten an der Grenze fehlten kla-

re Anweisungen von oben. Die

unvermeidliche olge: Missver-

ständnisse, arbiträre, teils will-

kürliche Entscheidungen. Wut,
Unverständnis und Zorn auf Sei-

ten der Betroffenen.

Späte Einsicht

In der ersten Phase waren Grenz-

kontrollen vielleicht noch vertret-

bar. Die Verunsicherung war groß.
Die wahren Ausmaße der Coro-

na-Pandemie unbekannt. Die Po-

litik stand unter hohem Zeit- und
Handlungsdruck. Fehlentschei-

dungen und Fehleinschätzungen
bleiben da nicht aus. Doch spä-

testens nachdem allmählich klar

wurde, dass geschlossene Gren-

zen nur dann Sinn machen, wenn

auf beiden Seiten sehr unter-

schiedliche Infektionszahlen vor-

liegen sowie stark abweichende
Hygienestandards angewendet
werden, hätte ein Umdenken
stattfinden müssen.

Verstärkte, grenzüberschrei-
tende usammenarbeit im Ge-

sundheitswesen wäre die erfolg-
versprechendere Antwort auf das

Corona-Virus gewesen, anstatt
wider besseren Wissens an

Grenzkontrollen festzuhalten.

Diese sollen zwar ab heuteschritt-

weise gelockert werden. Doch das

ertrauen in die vermeintliche
Beständigkeit offener Grenzen in-

nerhalb der EU ist dahin. Und es

wird lange dauern, dieses Ver-

trauen wieder herzustellen.























PARLAMENT Thema „Fragen an Regierung" weiter aktuell
Robert Schneider
Ob das am Dienstag verab-
schiedete Gesetz zur Haftung
bei Atomunfällen nun einen
historischen Moment darstell-
te oder praktisch nicht um-
setzbar ist, darüber schieden
sich während der Debatten
die Geister im Parlament.
Daneben kam es zu einem
weiteren Kapitel im Streit um
die Beantwortung bzw.
Nichtbeantwortung parlamen-
tarischer Anfragen durch die

'Regierung.
Wieder war es die Fraktionsvor-
sitzende der CSV, Martine Han-
sen, die auf sieben CSV-Fragen
verwies, die nicht im Rahmen der
reglementarisch vorgegebenen
Zeitspannen beantwortet wurden;
Sven Clement (Piraten) und Fer-
nand Kartheiser (ADR) schlossen
sich der Kritik an, was dazu führ-
te, dass einige Minister noch wäh-
rend der Sitzung dies nachholten
und ihrer Aufgabe gerecht, wur-
den. Am Schluss der Sitzung wa-
ren alle Fragen entweder
schriftlich oder mündlich beant-
wortet, bis auf eine von Laurent
Mosar. Die Antwort soll ebenfalls
schnell folgen.

Die Präsidentin der Kulturkom-
mission, Djuna Bernard („déi
gréng"), legte eine Motion vor, die
auf eine Initiative der CSV-Abge-
ordneten Octvie Modert zurück-
reicht und die kurz-, mittel- und
langfristige Unterstützungsmaß-
nahmen für die Kulturschaffen-
den forderte und die einstimmig
angenommen wurde. Kulturmi-
nisterin Sam Tanson verwies in
dem Zusammenhang auf fünf Mil-

..'

lionen Euro, die im Rahmen einer
Wiederbelebung der Kulturszene
verteilt werden sollen.

Eine weitere Motion von „déi
Lénk", vorgestellt von David Wag-
ner, die eine Deckelung der
Mietpreise, ein Herabsetzen der
Mieten und Unterstützung für die

kleinen Eigentümer forderte,
wurde hingegen mehrheitlich ab-
gelehnt. Das zuständige Regie-
rungsmitglied Henri Kox kündigte
in dem Zusammenhang ein Miet-
gesetz an, das kurzfristig u.a. die
Kommissionen der Immobi-
lienagenturen unter die Lupe
nehmen soll, die sog. „garantie
locative" definieren, die „coloca-
tion" regeln und in die Mietkom-
missionen neue Dynamik bringen
soll.

Sdiadenersatz
bei Nuklearunfällen

François Benoy („déi gréng") stell-
te als Berichterstatter ein Geset-
zesprojekt vor, das es in ähnlicher
Form bislang nur in Österreich
gibt und das einen neuen Weg zur
Entschädigung im Falle von Un-
fällen in Atomkraftwerken geht.
Der Berichterstatter verwies auf
die Havarien in Tscherbnobyl und
Fukushima, die jeweils giganti-
sche Kosten, ganz zu schweigen
vom menschlichen Leid, nach
sich zogen. Die Kosten bei einem
ähnlich schweren Vorfall würden
in Frankreich mit 5.800 Milliar-
den, in Deutschland mit 6.000
Milliarden Euro beziffert. Die vor-
gesehene Haftung habe allerdings
Obergenzen von 700 Millionen in
Frankreich, von 1,5 Milliarden in
Belgien und 2,5 Milliarden Euro
in Deutschland. Bürger und Be-
triebe würden also auf Kosten sit-
zen bleiben.

Das nun vorgelegte Gesetz sieht
vor, dass Einwohner Luxemburgs
im Falle eines Unfalls den erlitte-
nen Schaden vor Luxemburger
Gerichten einklagen können, dies
in unbegrenzter Höhe und bei
einer Verjährungsfrist von 30 Jah-
ren, dies, um auch spät einsetzen-
de medizinische Auswirkungen
berücksichtigen zu können. Auch
Auswirkungen auf Natur, auf Bo-

den und Wasser können berück-
sichtigt werden. Es stelle dies eine
grundlegende Verbesserung dar,
so Benoy, der auf europäische Re-
glemente verwies, die garantieren
würden, dass die Urteile auch
Rechtskraft in den Nachbarlän-
dern hätten.

In einem engagierten Beitrag
lief Gilles Roth als erster Redner
zu Höchstform auf, verwies dar-
auf, dass seine Partei, die CSV,
das Gesetz mittragen werde,
machte aber mit fast kabarettisti-
schem Eifer auf Aspekte der nati-
onalen Atompolitik aufmerksam,
die wenig konsequent seien. So
exportiere Luxemburg seinen ra-
dioaktiven Müll nach Belgien, ein
Land, mit dem die Umweltminis-
terin einen diplomatischen Zwi-
schenfall wegen Untersuchungen
zu potenziellen Endlager -Standor-
ten provoziert habe. „Dat hätt net
misse sinn", so Roth, der auf die
Pressekonferenz der Ministerin zu
diesem Thema einging, die heftige
Reaktion ihrer belgischen Amts-
kollegin darlegte und bedauerte,
dass Dieschbourg nicht erst das
Parlament über die belgischen
Pläne informierte, sondern gleitch
an die Öffentlichkeit getreten sei.
Außerdem beziehe Luxemburg
trotz seiner ablehnenden Haltung
10,4 Prozent seines Gesamtver-

brauches an Strom von Atom-
kraftwerken.

Während Max Hahn (DP) auf
die rund 40 Störungen verwies,
die es allein 2018 beim Atomkraft-
werk Cattenom gab, und Cécile
Hemmen (LSAP) die Umweltmi-
nisterin bei der belgischen Endla-
gerstory verteidigte, analysierte
Fernand Kartheiser (ADR) den
vorliegenden Text als rechtlich un-
wirksam und plädierte für den
Beitrag Luxemburgs zu anderen
bestehenden Schadenersatzverträ-
gen mit dem Ziel, diese zu verbes-
sern.
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Dass der nationale Luxemburger
Rentenfonds („Fonds de compen-
sation") weiterhin und trotz der
Regierungspolitik in Atomindust-
rie investiert, ist laut David Wag-
ner („déi Lénk") ein Skandal. Er
brachte eine Motion zum soforti-
gen Ausstieg des Fonds aus sol-
chen Firmen ein, die allerdings
durchfiel. Anspruch und Wahrheit
seien unterschiedliche Größen, so
der Parlamentarier, der darüber
hinaus wissen wollte, wie es um
den nationalen Notfallplan im
Falle eines Atomunfalls bestellt
sei.

Marc Goergen (Piraten) sprach
sich dafür aus, das Land solle
komplett atomfrei werden, ehe
Umweltministerin Carole Diesch-

bourg versuchte, die Vorwürfe ge-«
gen sie zu entkräften, und erklärte,
der erwähnte „diplomatische Zwi-
schenfall" mit Belgien sei bereits
am Abend der Pressekonferenz
nach einem Telefonat mit ihrer
belgischen Kollegin beigelegt ge-
wesen. Dass Luxemburg einen
Vertrag mit Belgien hat, der die
Abnahme von insgesamt 30 Ku-
bikmetern leicht radioaktiven
Mülls aus Feuermeldern oder aus
medizinischen Geräten beinhaltet
(während einer Zeitspanne von
30 Jahren), dürfe nicht heißen,
dass Land und Bürger sich nicht
gegen ein Endlager nahe der
Grenze wehren dürften.

An der Investitionspolitik des
Rentenfonds werde gearbeitet, be-
schwichtigte die grüne Ministerin
weiter. Energieminister Claude
Turmes, der das Gesetz als histo-
rischen Moment sieht, erklärte,

die Abnehmer der zehn Prozent
Atomstrom seien industrielle
Unternehmen, die „einige Cent"
sparen wollten. Er könne dies
aufgrund europäischer Regeln
nicht verbieten, appelliere aber an
die besagten Firmen, atomfreie
Energie einzukaufen. Das Gesetz
wurde mit großer Mehrheit ange-
nommen.

Weiter wurde eine von Roy Re -
ding (ADR) vorgestellte Änderung
des Kammerreglements ange-
nommen, die definiert, wie der
Ombudsmann für Kinder und
Jugendliche in die parlamentari-
schen Arbeitsprozesse eingeglie-
dert werden wird, sowie ein
Vorschlag von Sven Clement (Pi-
raten), der einen Sonderbericht
zur Corona-Krise und den ent-
sprechenden staatlichen Maß-
nahmen verlangte, mehrheitlich
abgelehnt.
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Bertelsmann schafft sich Liquiditätspolster
ab Köln - Die Sendergrup-pe RTL hat
im März ebenso wie die Konkurrenz
die wegbrechenden TV-Werbemärk-
te zu spüren bekommen. Unabhän-
gig davon, dass zeitgleich die
Zuschauermarktanteile ausgebaut
wurden, ergab sich daraus für das
erste Quartal ein Umsatzminus von
3,4% auf 1,5 Mrd. Euro, wie die zu
Bertelsmann gehörende Fernseh-
Gruppe mitteilte. Da sich die Folgen
der Covid-19-Pandemie erst im zwei-
ten Quartal richtig zeigen dürften,
wagten die Luxemburger keinen Aus-
blick auf das gesamte Jahr 2019. Die
ursprüngliche Prognose hatte RTL
bereits Anfang April ersatzlos gestri-

chen.
Auch der Mutterkonzern Bertels-

mann schließt sich dieser Sichtweise

an und zieht die Ende März im
Geschäftsbericht veröffentlichte
Prognose zurück. RTL stand 2019 für
mehr als die Hälfte des Bertelsmann-
Umsatzes und steuerte fast die Hälfte
zum operativen Ergebnis bei. Bis
dato hatte der Medienkonzern mit
einem stabilen bis leicht rückläufigen
operativen Ergebnis gerechnet.
Wenngleich sich Bertelsmann und
die TV-Tochter nicht zu den Ergeb-
nissen im ersten Quartal äußern,
lässt der Umsatzverfall nichts Gutes
erahnen. Denn im Sendergeschäft

fiel das Umsatzminus im Quartal mit
4,8 % auf 1 Mrd. Euro größer aus als
im Konzern.

Anleihe platziert

Für den Konzern Bertelsmann, der
im ersten Quartal einen Umsatzrück-
gang um 2,7 % auf 4,1 Mrd. Euro
verbuchte, hat dagegen die Liquidi-
tätssicherung Priorität. Neben der
Platzierung einer 750 Mill. Euro
schweren Anleihe seien die liquiden
Mittel „mit weiteren kurzfristigen
Maßnahmen beträchtlich gesteigert"
worden, erklärte Finanzvorstand
Bernd Hirsch. Für das Tochterunter-
nehmen RTL ist das von hoher Rele-
vanz, heißt es doch mit Blick auf die
eigene Liquidität, dass die Sender-
gruppe über „signifikante, ungenutz-
te Kreditlinien von Bertelsmann" ver-
fügt.





















Wo Einkaufen am günstigsten ist

Luxemburger Wort du samedi 16 mai 2020 / Mem
Commerce / Industrie / Artisanat, Grande Région

Preisvergleich zwischen Luxemburg, Belgien, Frankreich und Deutschland

Luxemburg. Das Observatorium für Preisbildung (OFP) vergleicht alle zwei Jahre die Preisentwicklung in
Luxemburg und der Großregion. In der gestern veröffentlichten neuen Ausgabe der „4-Grenzen-Studie"
wurde eine Datenbank mit mehr als 110 000 verschiedenen Produkten, die in 22 Geschäften in der Nähe der
luxemburgischen Grenze (zwischen 30 und 50 Kilometer entfernt) zu finden sind, analysiert. 

Mehr als die Hälfte der Produkte ist nur in einem Geschäft erhältlich. Nur sehr wenige Produkte sind
gleichzeitig in Frankreich, Belgien, Deutschland und Luxemburg erhältlich; Luxemburg und Belgien teilen
viel mehr gemeinsame identische Produkte (7 747) als Luxemburg und Frankreich (3 540) oder Luxemburg
und Deutschland (2 013), was den Vergleich nicht einfach macht. 

Belgien abgeschlagen Insgesamt, so die Studie, weist Deutschland den niedrigsten Durchschnittspreis in der
Großregion auf - im Durchschnitt 6,8 Prozent billiger als die Großregion. Allerdings hat sich die
Wettbewerbsfähigkeit der Produkte in Deutschland leicht verschlechtert. 

Die Position Luxemburgs ist im Vergleich zur letzten Ausgabe gleich geblieben, während sich der Index
Frankreichs zum dritten Mal in Folge verbessert hat. Belgien, wo sich gegenüber des letzten Preisvergleichs
die Produkte durchschnittlich nocheinmal verteuerten, bleibt das teuerste Land in der Großregion. 

Luxemburg ist das wettbewerbsfähigste Land bei Flüssigkeiten, hauptsächlich aufgrund der niedrigen Preise
für alkoholische Getränke. Frische Produkte werden in Frankreich zu den besten Preisen angeboten,
während die Segmente Lebensmittel, Drogerie-, Parfümerie- und Hygieneartikel sowie Non-Food-Produkte
in Deutschland am günstigsten sind. 

Was Vergleiche zwischen identischen Marken anbelangt, die in mehreren Ländern der Großregion
gleichzeitig angeboten werden, so haben vier der sechs in Luxemburg ansässigen untersuchten Geschäfte
niedrigere Durchschnittspreise als ihr ausländisches Pendant auf der anderen Seite der Grenze. 

Bei Bio-Produkten hat Frankreich heute die günstigsten Preise (8,3 Prozent billiger als der Durchschnitt in
der Großregion), gefolgt von Deutschland. Die Preise für Bio-Produkte in Luxemburg liegen leicht über
dem Durchschnitt der Großregion, während biologisch erzeugte Lebensmittel in Belgien im Vergleich zur
letzten Ausgabe der Studie noch teurer und im Vergleich zum Durchschnitt in der Großregion die teuersten
sind. MeM
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Finanzminister Pierre Gramegna stellt Abgeordneten düstere Finanzlage vor
LUXEMBURG

LJ

I n normalen Zeiten konnte sich Finanzminister
Pierre Gramegna (DP) bei der Präsentation der
Situation der Staatsfinanzen bislang immer freu-
en, den Mitgliedern der parlamentarischen Fi-

nanz- und der Budgetkontrollkommission bessere Zah-

I Pierre Gramegna (DP) bei der Präsentation der
SituationderStaatsfinanzenbislangimmerfreu-
en, den Mitgliedern der parlamentarischen Fi-

nanz- und der Budgetkontrollkommission bessere Zah-

Pierre Gramegna (DP) bei der Präsentation der

len als gedacht vorzustellen, doch in Corona-Zeiten ist
das natürlich nicht der Fall.das natürlich nicht der Fall.
Ausgaben im Jahresvergleich um 28,5 angestiegen
So hatte Gramegna den Abgeordneten gestern dann
auch keine positiven Nachrichten mitzuteilen, aber das
hatte auch keiner erwartet. Direkt zu Beginn der Sit-
zung der Finanz- und der Budgetkontrollkommission
hielt der Minister dann auch wenig überraschend fest,
dass sich die Lage im Vergleich zum letzten Jahr „dra-

matisch verschlechtert“ habe, wobei die Verschlechte-
rung der Haushaltslage vor allem auf die direkten Aus-

wirkungen der Covid-19-Pandemie (Kurzarbeit, Beihil-
fen für Unternehmen...) zurückzuführen seien.

In den ersten drei Monaten des Jahres habe die Ent-
wicklung der Einnahmen und Ausgaben des Zentral-
staats dann auch bereits die ersten AnzeicheneinerKri-
se gezeigt. Im Vergleich zum gleichen Zeitraum im Jahr
2019 seien die Einnahmen um 0,8 Prozent gesunken
und die Ausgaben um 19,4 Prozent angestiegen, wobei
der sehr starke Anstieg der Ausgaben aber relativiert
werden müsse, da die Ausgabenentwicklung in den ers-

ten drei Monaten des Jahres 2019 aufgrund der damali-
gen Anwendung des sogenannten „douzième provisoi-
re“ besonders niedrig gewesen sei. Das Budget 2019 war
erst im April des vergangenen Jahres vom Parlament
verabschiedet worden.

Derweil die Staatsausgaben und -einnahmen also bis
Ende März noch mehr oder weniger dem verabschiede-
ten Haushalt entsprochen haben, so seien die Einnah-
men im April jedoch im Vergleich zu den ersten vier Mo-
naten des Jahres 2019 um 8,4 Prozent gefallen und die
Ausgaben im Jahresvergleich um 28,5 angestiegen. Im

Vergleich zu einem Drittel
der jährlichenBeträge, die
in dem für das Jahr 2020

verabschiedeten Haushalt
vorgesehen seien, ent-

spreche dies einem Rück-
gang der Einnahmen um
minus zwölf Prozent und einem Anstieg der Ausgaben
um plus acht Prozent, was zu einer erheblichen Ver-
schlechterung des Haushaltssaldos führe, wie der Fi-
nanzminister feststellte.
Verkaufsrückgang bei Benzin und Diesel
Was nun die Einnahmen der Zoll- und Verbrauchssteu-
erverwaltung betrifft, so zeigt sich, dass diese stark von
den Eindämmungsmaßnahmen und der teilweisen
Schließung der Grenzen zu den Nachbarländernbetroffen

sind, was zu einem erheblichen Rückgang des Absatzes von
Treibstoff und anderen Produkten wie Alkohol und Tabak
geführt hat. Für den Zeitraum von Januar bis April 2020

haben sich die Verkäufe von Benzin und Diesel dann auch
um 19beziehungsweise 22 Prozent verschlechtert.

Keine Prognosen möglich
Einige Abgeordnete wollten gestern indes die Prognose
des Finanzministers bezüglich des erwarteten Ergebnis-
ses für das Ende des Jahres 2020 beziehungsweise seine
Prognose für den vorläufigen Haushalt für das Jahr 2021

wissen, aber Pierre Gramegna räumte ein, dass es sehr
schwierig sei, zuverlässige Prognosen zu erstellen. Im

Rahmen des Stabilitäts- und Wachstumsprogramms, das
unser Land ja vor einigen Wochen an die Europäische
Kommission geschickt habe, habe Luxemburg seine fi-
nanzielle Situation jedenfalls nicht verschönert. Für die-
ses Jahr sieht der Finanzminister indessen eine Rezessi-
on von fünf bis sechs Prozent voraus. Noch deutlichere
Folgenhabe die schlechte Wirtschaftssituation aber dann
wahrscheinlich im nächsten Jahr.

Ein anderer Abgeordneter wollte wissen, ob Luxem-

burg plane, in diesem Jahr einen weiteren Kredit aufzu-
nehmen. Wie Gramegna diesbezüglich unterstrich, er-
mächtige das diesjährige Haushaltsgesetz die Regierung
zur Aufnahme eines Kredits in Höhe von 1,8 Milliarden
Euro. Dieser Kredit werde auch aufgenommen,bestätigte
Pierre Gramegna. Eine weitere Kreditaufnahme sei aber
in unmittelbarer Zukunft nicht geplant.Dann gab der Mi-
nister gestern vor den Mitgliedern der parlamentari-
schen Finanz- und der Budgetkontrollkommission auch
noch an, dass dieReserve des Staates im Moment bei rund
800 Millionen Euro liege; die Pensionen und Beamtenge-
hälter (rund 300 Millionen Euro) würden diese Woche
für den Monat Juniabgezogen.
Stabiler Finanzplatz
Pierre Gramegna erklärte dann auch noch, dass das Triple

A Luxemburgs nicht in Gefahr sei, aber generell sei der Fi-
nanzsektor inLuxemburg - wie auch im Ausland - sowieso
recht widerstandsfähig gegen die sanitäre Krise.

Wie der Minister laut Mitteilung des Finanzministeri-
ums weiter angab, habe die Priorität der Regierung in der
Corona-Krise von Anfang an beim Schutz der Gesundheit

der Bürger und der Wirt-
schaft gelegen. Dank der
günstigen Ausgangslage

unserer öffentlichen Fi-
nanzen sei es möglich ge-
wesen, in Rekordzeit Maß-
nahmen zu ergreifen, um

bestmöglich auf die Krise zu reagieren. Diese zahlreichen
Maßnahmen hätten jedocherhebliche Auswirkungenauf
unsere öffentlichen Finanzen gehabt, und die Zahlen für
die ersten vier Monate des Jahresseien ein Beweis dafür.

Da die Gesundheitskrise aber sicherlich auch in den



kommenden Monaten noch Auswirkungenauf die öffent-
lichen Finanzen haben werde, müsse die Entwicklung der
Krise sorgfältig beobachtet und das richtige Gleichge-
wicht zwischen einer ehrgeizigen Politik des Auf-
schwungs und nachhaltiger Investitionen auf der einen
Seite, und einem verantwortungsvollen Vorgehen im all-
gemeinen Interesse des Landes auf der anderen Seite ge-
wahrt bleiben. w

„Das Triple A Luxemburgs ist nicht in Gefahr“

PIERRE GRAMEGNA, Finanzminister
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Luxemburger Wort 

16.05.2020 

 

Diplomat und Kosmopolit Adrien Meisch gestorben 

Mit Adrien Meisch verschwindet ein umtriebiger Botschafter, der auf dem diplomatischen Parkett und 

auch hinter den Kulissen viel für Luxemburg bewirkte. 

 
Adrien Meisch im Jahr 1988. (Foto: Joseph Lorent / LW-Archiv) 

Von Joseph Lorent 

Nur wenige Wochen nach seinem 90. Geburtstag ist am Dienstag nach längerer Krankheit in einer Klinik in 

Südfrankreich mit Adrien Meisch eine große Luxemburger Persönlichkeit gestorben, die in verschiedenen 

Bereichen - allen voran in der Diplomatie und in der Kultur - Jahrzehnte hindurch aktiv war. 

Geboren am 8. April 1930 in Luxemburg, schlug er eine Laufbahn auf außenpolitischer Ebene ein, zuerst 1957 

und 1958 als Legationsattaché im Außenministerium. Die nächsten Etappen waren: Mitglied der Ständigen 

Vertretung Luxemburgs und Konsul des Großherzogtums in New York (1958-1960), Legationssekretär und 

beigeordneter Ständiger Vertreter bei der Europäischen Gemeinschaft in Brüssel (1961-1965), Legationsrat 

und beigeordneter Ständiger Vertreter bei der OECD und der NATO (1965-1967), Legationsrat (1968-1969) 

und anschließend bis 1971 Direktor der Abteilung für politische Angelegenheiten im Außenministerium in 

Luxemburg. 

Dann begann seine Karriere als Botschafter, die sich über 27 Jahre erstrecken sollte. Sie fing1971 in Moskau 

an mit Zuständigkeit für die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken und gleichzeitig für Polen und 

Finnland. Danach ging es 1974 nach Washington mit Zuständigkeit für die USA, Kanada und Mexiko. Die 

nächste Etappe war 1983 die Botschaft in Bonn und ab 1991 in der neuen Bundeshauptstadt Berlin. Sie 

dauerte zwölf Jahre, ehe es zum Abschluss wieder von 1995 bis 1998 nach Moskau in die nunmehrige 

Russische Föderation ging. 

Adrien Meisch war ein ganz umtriebiger Botschafter, der auf dem diplomatischen Parkett und auch hinter 

den Kulissen durch sein kosmopolitisches Wesen und auch durch seine kulturelle Einstellung viel für 

Luxemburg bewirkte. Ein beredtes Beispiel für dieses Taktieren waren seine Treffen in Moskau mit Musikern 

und Intellektuellen während des Kalten Krieges. 

Auch später lud er in Deutschland und in den Vereinigten Staaten Prominenz aus Politik und Wirtschaft und 

namhafte Künstler in die Botschaft zu Empfängen ein, wo er als begabter Klavierspieler zusammen mit seiner 

Ehefrau Candace Johnson als Sängerin Konzerte gab, mit denen er seine Gäste auf kulturelle und 

gesellschaftliche Art für Luxemburg gewinnen konnte. 

Als Beispiele für sein erfolgreiches Wirken als vermittelnder Botschafter im Hintergrund bzw. Impulsgeber 

seien u.a. der Internationale Karlspreis von Aachen für das Luxemburger Volk, die Niederlassung deutscher 

Großbanken in Luxemburg, die Erfolgsgeschichte von Astra und der Satellitenbetreibergesellschaft SES, die 

Bestrebungen zur Schaffung einer Universität in Luxemburg und der Bau der Philharmonie und des Mudam 

genannt. Unbedingt erwähnen muss man auch seinen Einsatz für das Internationale Musikfestival von 

Echternach und das Orgelfestival von Düdelingen. 

Unter den gegebenen Umständen wird Adrien Meisch im engsten Familienkreis auf dem Liebfrauenfriedhof 

in Luxemburg beigesetzt, während nach dem Ende der Covid-19-Pandemie eine große Trauerfeier mit 

kulturellem Einschlag womöglich in der Philharmonie geplant ist. 
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